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Dieser Slogan, mit dem die österreichische
Hauptstadt wirbt, trifft auch auf die jüngere
Stadtentwicklung Wiens zu. Während an-
dere westeuropäische Großstädte in den
sechziger und siebziger Jahren umfangrei-
che Sanierungen durchführten, setzte die
Wiener Kommunalpolitik auf eine massive
Stadterweiterung und vernachlässigte die
Erneuerung des gründerzeitlich geprägten
Stadtraumes. Private Erneuerungsinitiati-
ven gab es kaum, da die Wiener Mietenge-
setzgebung durch Mietpreisbindung und
Kündigungsschutz die Marktmechanismen
auf dem Wohnungssektor fast vollständig
außer Kraft setzte. Auch zinsgünstige Kre-
dite, die für die Modernisierung von rund
150.000 Wohnungen in Anspruch genom-
men wurden, konnten nicht verhindern, daß
in Wien die ”Balance zwischen Stadterwei-
terung und Stadterneuerung zugunsten der
ersteren verlorenging” (LICHTENBERGER
1990, S. 49).
Bis zum Beginn der achtziger Jahre
wuchs das Erneuerungsdefizit ständig an.
Im Jahr 1981 waren von den 715.000 Wie-
ner Wohnungen 43 % vor 1919 erbaut,
20 % ohne jegliche sanitäre Einrichtung
innerhalb der Wohnung, 30 % kleiner als
45 m² sowie insgesamt rund 35 % sanie-
rungsbedürftig (BÖKEMANN et al. 1990).
Der Stadtverfall betraf – und trifft noch
heute zu – sämtliche Bestandteile des grün-
derzeitlichen Stadtkörpers (LICHTENBERGER
1988). Die Besonderheiten des Wiener
Wohnungsmarktes, die zu einer sehr ge-
ringen Mobilität der Bewohner führten,
sowie die Effekte der Wohnungsverbesse-
rungskredite verhinderten jedoch den flä-
chenhaften Verfall ganzer Stadtviertel.
”Anders” ist auch das Konzept der Stadt-
erneuerung in Wien, das aufgrund des
zunehmenden Sanierungsbedarfes und der
rückläufigen Bevölkerungsentwicklung im
”Stadtentwicklungsplan Wien” 1985 fest-
geschrieben wurde (Magistrat der Stadt
Wien 1985). Das politisch erklärte Prinzip
der ”sanften Stadterneuerung” ist geprägt
von sozialstaatlichen Zielsetzungen und
den negativen Erfahrungen mit ”harten”
Erneuerungsstrategien in anderen euro-
päischen Großstädten. Im Mittelpunkt steht
die Erhaltung und Modernisierung alter
Bausubstanz unter Berücksichtigung der
Bewohnerinteressen. In diesem Zusam-
menhang soll besonders die Verdrängung
von Altmietern im Gefolge der Spekulati-
on verhindert werden.
Mit der Umsetzung der ”sanften Stadt-
erneuerung”, insbesondere der darin inte-
grierten öffentlichen Förderung von Sa-
nierungsmaßnahmen an Wohngebäuden,
wurde der 1984 gegründete Wiener Bo-
denbereitstellungs- und Stadterneuerungs-
fonds (WBSF) beauftragt. Wichtigste ge-
förderte Sanierungsart ist die Sockelsanie-
rung, bei der die sogenannten allgemeinen
Gebäudeteile (Dach, Fassade, Installation
u.a.) komplett erneuert werden. Darauf
aufbauend können mittelfristig alle Woh-
nungen im Ausstattungsstandard angeho-
ben werden, wobei der Mieter entscheidet,
welche Modernisierungsmaßnahmen in
seiner Wohnung durchgeführt werden
(WBSF 1994). Im Gegensatz zur Totalsa-
nierung, die in den letzten Jahren kaum
noch gefördert wird, erfolgt eine Sockel-
sanierung unter Aufrechterhaltung aller
Mietverhältnisse.
Die in den ersten Jahren nach Grün-
dung des WBSF gestellten Förderungsan-
träge privater Eigentümer haben BÖKE-
MANN et al. (1990) und KNÖTIG (1993) zur
Untersuchung der Wiener Stadterneue-
rungspolitik genutzt. Neuere Ergebnisse
darüber, ob und wie effektiv die Sanie-
rungsförderung die damit verbundenen
Zielsetzungen erreicht, gibt es jedoch nicht.
Deshalb wurde am Institut für Stadt- und
Regionalforschung der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften in Wien ein
Forschungsprojekt durchgeführt, in dem
die Muster und Prinzipien der räumliche
Verteilung der Fördermittel
• auf Grundlage theoretischer Überle-
gungen zum Sanierungsverhalten von
Hauseigentümern untersucht und
• unter Berücksichtigung der Schwer-
punktgebiete des Stadtverfalls, der
stadterneuerungspolitischen Ziele so-
wie der verteilungspolitischen Effekte
evaluiert wurden (HEINIG 1996).
Theoretische Grundlagen und empirische
Ergebnisse von Erklärungsmodellen für
die Verteilung der Sanierungsförderung
im Wiener Stadtgebiet sollen in diesem
Beitrag vorgestellt und diskutiert werden.
Sanierungsförderung 1984 bis 1995
Umfang der Förderung und deren
Empfänger
Grundlage der Analyse bildet eine Datei,
in der alle 5.654 Anträge auf Sanierungs-
förderung an den WBSF zwischen 1984
und 1995 hausweise erfaßt sind (WBSF-
Datei 1996). Diese Datei kann quasi als
”Nebenprodukt” der öffentlichen Verwal-
tung angesehen werden. Zur räumlichen
Auswertung der Daten wurden alle Anträ-
ge auf Basis der administrativen Gliede-
rung im Stadtraum von Wien verortet.
Durch Fördermittel in Höhe von
3,4 Mrd. DM (23,7 Mrd. ÖS) konnte in-
nerhalb von 12 Jahren ein Gesamtsanie-
rungsvolumen von 3,9 Mrd. DM ausgelöst
werden. Das Verhältnis von Fördermitteln
und Sanierungskosten zeigt, daß die Sa-
nierungsförderung in Wien nicht wie in
Deutschland zur Stimulation privater In-
vestitionen dient, sondern aus einer sozial-
staatlichen Zielsetzung heraus den über-
wiegenden Teil der Kosten trägt. Fast zwei
Drittel aller Fördermittel entfielen auf
Sockelsanierungen. Wie der Vergleich von
geförderten und frei finanzierten Sanie-
rungen belegt, wurden vor allem umfas-
sende Sanierungen gefördert: Mindestens
65 % der Sockel- und Totalsanierungen
aber nur 10 % der einzelnen Erneuerungs-
maßnahmen erhielten zwischen 1985 und
1991 eine Förderung durch den WBSF.
Differenziert nach Empfängern entfie-
len rund 1,9 Mrd. DM Fördermittel (56 %)
auf private Sanierungsträger, 1,3 Mrd. DM
(38 %, seit 1993 sogar über 50 %) auf die
Gemeinde Wien und 0,2 Mrd. DM (6 %)
auf Gemeinnützige Wohnungsunterneh-
men. Damit profitierte der kommunale
Wohnungsbestand, der nur 16 % aller vor
1945 gebauten Wiener Wohnungen um-
faßt, überdurchschnittlich stark von der
Sanierungsförderung (Tab. 1). Der Schwer-
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punkt lag auf der Sockelsanierung von
einem Drittel der kommunalen Wohnhaus-
anlagen aus der Zwischenkriegszeit. Da-
gegen konnten nur 5 % aller vor 1919
errichteten privaten Gebäude einer geför-
derten Sockel- oder Totalsanierung unter-
zogen werden. Die Gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen führten Einzelmaßnah-
men an jüngeren Gebäuden durch und
sanierten den überwiegenden Anteil ihres
vorgründer- und gründerzeitlichen Gebäu-
debestandes. Zusätzlich kauften sie Ge-
bäude an, um diese anschließend mit Un-
terstützung des WBSF zu erneuern.
Räumliche Verteilung der Fördermittel
Tendenziell nimmt die Höhe der Förder-
mittel zum Stadtrand hin ab. Während sie
sich im gründerzeitlichen Stadtgebiet re-
lativ gleichmäßig verteilt sind, zeigen sich
in der Wiener Außenstadt starke Unregel-
mäßigkeiten. Auffällige Unterschiede er-
geben sich aus einem Vergleich nach den
einzelnen Sanierungsträgern (Abb. 1).
Die Fördermittel zugunsten privater
Träger verteilen sich im Stadtraum ähn-
lich wie die gesamte Förderung, wenn
man die Zählgebiete mit den höchsten
Fördersummen vernachlässigt. Innerhalb
des gründerzeitlichen Stadtgebietes zei-
gen sich Konzentrationen der Sanierungs-
tätigkeit entlang des nordwestlichen Gür-
tels, während die Gebiete weiter südlich
(XII. und XV. Bezirk) und das Stadtzen-
trum unterdurchschnittlich gefördert wur-
den. In der Außenstadt sind nur in wenigen
Ausnahmefällen Fördermittel über 3 Mio.
DM zu verzeichnen. Sanierungsinvesti-
tionen über 0,7 Mio. DM je Zählgebiet
betreffen außerhalb des gründerzeitlichen
Stadtgebietes ausschließlich vor 1919 er-
richtete Gebäude, die zum größten Teil in
alten Dorfkernen liegen.
Die höchsten Fördersummen je Zähl-
gebiet lassen sich in Abbildung 1 deutlich
als Sanierungen identifizieren, die von der
Gemeinde Wien durchgeführt wurden. Sie
liegen überwiegend im Bereich der zwi-
schenkriegszeitlichen Lückenverbauung
am Rand des gründerzeitlichen Stadtge-
bietes, betreffen aber auch Siedlungen der
fünfziger Jahre weiter außerhalb. Die räum-
liche Verteilung der Fördermittel für Ge-
meinnützige Wohnungsunternehmen zeigt
kaum Regelhaftigkeiten. Nur einzelne
Sanierungsobjekte liegen im gründerzeit-
lichen Stadtgebiet, Projekte über 3 Mio.
DM hauptsächlich im Südwesten der Stadt.
Grundlagen für ein empirisches
Erklärungsmodell
Angesichts der unterschiedlichen Vertei-
lungsmuster der Fördermittel stellt sich
die Frage nach deren Ursachen. Wie stark
sind die Einflüsse der stadterneuerungs-
politischen Zielsetzungen sowie der fi-
nanziellen Interessen privater bzw. insti-
tutioneller Hauseigentümer? Dieser Pro-
blematik soll mit mehreren multiplen




STOS Wohnungen in Gebäuden, für die zwischen 1984 und 1995 die Förderung einer Sockel- oder
Totalsanierung zugesichert wurde
GWU Gemeinnützige Wohnungsunternehmen
Tab. 1: Geförderte Sockel- und Totalsanierungen nach Sanierungsträgern in Wien 1984-1995
Quelle: ÖSTAT 1991, WBSF-Datei 1996; eigene Berechnungen
Bauperiode private Träger Gemeinde Wien GWU
Bestand STOS Anteil (%) Bestand STOS Anteil (%) Bestand STOS Anteil (%)
bis 1879 49.965 2.615 5,2 1.356 308 22,7  189 200  >100,0
1880-1918 251.769 12.401 4,9 5.248 573 10,9  1.707 728 42,6  
1919-1944 34.129 195 0,6 61.724 18.336 29,7  4.360 1.227 28,1  




Zur Herleitung von Hypothesen über
die Einflußfaktoren der Fördermittelver-
teilung ist es notwendig, die Vielzahl pri-
vater, öffentlicher und politischer Interes-
sen in der Sanierungsförderung zu reflek-
tieren. Grundsätzlich muß zwischen der
Sanierungsentscheidung des Gebäudeei-
gentümers, seiner daran gekoppelten Ent-
scheidung über die Beantragung von
Fördermitteln und der institutionellen Ent-




Am Beispiel privater Hauseigentümer soll
zunächst die Entscheidungssituation zur
Sanierung eines Gebäudes betrachtet wer-
den. Sie ist geprägt von den objektiven
Verwertungsbedingungen der Investition
sowie von deren subjektiv beeinflußter
Wahrnehmung und Bewertung durch den
Gebäudeeigentümer (Abb. 2). Da in der
ökonomischen Theorie angenommen wird,
daß sich Eigentümer bei ihren Investitions-
entscheidungen ökonomisch rational ver-
halten, ist dann eine Sanierungsinvestition
zu erwarten, wenn die zusätzlichen Erträge
nach der Sanierung zumindest die Investiti-
onskosten decken (vgl. EEKHOFF 1987).
Die Sanierungskosten werden überwie-
gend durch den Instandsetzungs- und
Modernisierungsaufwand bestimmt, der
wiederum vom Alter und Erhaltungszu-
standes des Gebäudes abhängt. Hinzu kom-
men die Finanzierungskosten, die bei der
Aufnahme von Fremdkapital anfallen, bzw.
die entsprechenden Opportunitätskosten
(KNÖTIG 1993). Dagegen sind die Trans-
aktions-, Organisations- und Informati-
onskosten, die dem Eigentümer im Zuge
der Sanierung entstehen, weniger finanzi-
eller Art als vielmehr ein zusätzlicher
Aufwand. Eine besondere Barriere bilden
die Transaktionskosten, wenn die Verfü-
gungsrechte über das zu sanierende Ge-
bäude nicht bei einer einzelnen Person
liegen (z.B. Erbengemeinschaften).
Die Mieteinnahmen, die nach einer Sa-
nierung erzielt werden können, werden so-
wohl durch die Gebäude- und Wohnungs-
qualität als auch durch die Standort- und
Milieuqualität bestimmt (vgl. BÖKEMANN et
al. 1990, KNÖTIG 1993). Als Indikatoren für
die Standort- und Milieuqualität gelten der
bauliche Zustand der benachbarten Gebäu-
de (”Nachbarschaftseffekte”), die Erreich-
barkeit, Versorgungsqualität und der Sozi-
alstatus des Wohngebietes sowie die spezi-
fische Flächenwidmung. Unter den Bedin-
gungen des österreichischen Mietrechts
lassen sich gewinnbringende Mieterhöhun-
gen allerdings nur bei der Neuvermietung
von Wohnungen mit Bad/WC und Heizung
durchsetzen, so daß lageabhängige Ertrags-
möglichkeiten nur bei leerstehenden Woh-
nungen im Gebäude realisiert werden kön-
nen.
Das Sanierungsverhalten privater Haus-
eigentümer wurde von zahlreichen Auto-
ren empirisch untersucht1.Entgegen der
Eingangsprämisse zeigt sich, daß ein Teil
der Privateigentümer nicht vorrangig öko-
nomisch rational handelt. Vielmehr haben
soziale und emotionale Faktoren eine ähn-
liche Bedeutung wie die Ertragsmöglich-
keiten. Gerade die Höhe der Transaktions-,
Organisations- und Informationskosten
wird durch den Eigentümer subjektiv sehr
unterschiedlich bewertet (KNÖTIG 1993).
Außerdem können neben der Gewinnori-
entierung auch andere Besitzinteressen wie
die eigene Wohn- und Betriebsnutzung,
die Erhaltung des Eigentums oder der so-
ziale Kontakt mit den Mietern überwie-
gen. So wird bei potentiell gleicher Renta-
bilität der Sanierung von verschiedenen
Eigentümern nicht in jedem Fall die glei-
che Entscheidung getroffen.
Antrag auf Sanierungsförderung
In die Entscheidung privater Hauseigentü-
mer über die Sanierung ihres Gebäudes ist
die Wahl des günstigsten Finanzierungs-
weges eingebunden. Grundsätzlich ist da-
von auszugehen, daß eine Sanierungsför-
derung dann beantragt wird, wenn der
Hauseigentümer mit dem Besitz keine oder
nur sehr langfristige ökonomische Ver-
wertungsinteressen verbindet, weil eine
Förderung den Gewinn aus dem Eigentum
stark einschränkt oder auf längere Zeit
ganz unterbindet. Um eine Ertragsneutra-
lität für die Dauer der Förderung zu errei-
chen, sind in Wien beispielsweise die
Möglichkeiten für Mieterhöhungen bzw.
1 vgl. die ausführliche Zusammenstellung deutscher For-
schungsprojekte bei WIESSNER 1987 sowie die Arbeiten
von KAUFMANN/HARTMANN 1984 und STEINER/TROPER 1991
in Wien.
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Umwandlung der Miet- in Eigentumswoh-
nungen nach der Sanierung stark begrenzt.
Zusätzlich nimmt die Gemeinde Einfluß
auf die Vergabe eines Teils der sanierten
Wohnungen.
Bisher gibt es keine empirischen Unter-
suchungsergebnisse zum Antragsverhal-
ten von Hauseigentümern in der Sanie-
rungsförderung. Aufbauend auf den Ein-
flußfaktoren der Sanierungsentscheidung
können jedoch drei Thesen zum Antrags-
verhalten formuliert werden, wobei ein
grundsätzliches Sanierungsinteresse vor-
ausgesetzt wird:
1. Da die Sanierungsförderung die ko-
stenneutrale Erhaltung oder Verbes-
serung des Gebäudes ermöglicht so-
wie die Investitionsrisiken mindert,
wird ein privater Hausbesitzer dann
eine Sanierungsförderung beantragen,
wenn ohne diese die Rentabilität der
Maßnahmen nicht gewährleistet ist.
2. Hat der Hauseigentümer ein gutes
Verhältnis zu den Mietern, wird er
dann Fördermittel beantragen, wenn
dadurch die finanziellen Belastungen
begrenzt bleiben. Ebenso wird der
Eigentümer einen Förderungsantrag
stellen, wenn er durch emotionale
Bindungen an sein Eigentum beson-
deres Interesse an einer umfassenden
Sanierung besitzt und mit Hilfe der
Förderung den Sanierungsumfang er-
höhen kann.
3. Erscheint einem Hausbesitzer der zu-
sätzliche Informations- und Organisa-
tionsaufwand für eine Sanierungsför-
derung zu hoch, wird er keine Förde-
rung beantragen. Die subjektive Ein-
schätzung des Aufwandes ist von
sozialen und lebenszyklischen Fakto-
ren beeinflußt und wird nicht unbedingt
dem objektiven Aufwand gerecht.
Politische Steuerung
Mit der Vergabe von Fördermitteln sind
politische Ziele verbunden, die vom je-
weiligen gesellschaftlichen Kontext be-
stimmt werden. Ein zentrales Ziel in den
sozialen Wohlfahrtsstaaten, dem sich auch
das Zielsystem der Stadterneuerungspoli-
tik unterordnet, ist der Ausgleich von indi-
viduellen Disparitäten und die damit ver-
bundene Umverteilung von Mitteln. Das
Zielsystem der Sanierungsförderung im
Rahmen der ”sanften Stadterneuerung”,
wie es aus den Gesetzen, den Stadtent-
wicklungsplänen und anderen Veröffent-
lichungen zur Stadtplanung entnommen
werden kann, ist in Abb. 3 dargestellt.
Die Umsetzung dieser Ziele erfolgt
durch die selektive Vergabe von Förder-
mitteln auf der Grundlage der jeweiligen
Gesetzgebung im Rahmen des zur Verfü-
gung stehenden Budgets. Förderungsan-
träge, die den stadterneuerungspolitischen
Zielen entgegenstehen, werden entspre-
chend der gesetzlichen Bestimmungen
abgelehnt. Durch ein Punktebewertungs-
schema erfolgt in Wien zusätzlich eine
Reihung der Anträge nach ihrer Priorität,
die sich aus dem Grad der Übereinstim-
mung mit den Zielen der Förderung ergibt.
Bewertet werden städtebauliche, lagebe-
zogene und mieterbezogene Kriterien so-
wie der Verfahrensstand. Je besser die
Anträge mit den Zielsetzungen überein-
stimmen, um so schneller werden die För-
dermittel zugesichert. Da Anträge bei lan-
gen Wartezeiten häufig zurückgezogen
oder nicht mehr weiterverfolgt werden,
entsteht eine zusätzliche Selektion der
Anträge.
Erklärungsmodelle für die Fördermit-
telverteilung
Ziel der Regressionsanalysen ist es, wich-
tige Faktoren für die Lokalisation von
Mitteln der Sanierungsförderung in Wien
aufzuzeigen. Die Untersuchungen stützen
sich auf die Wiener Zählbezirke (250) als
räumliche Bezugseinheiten, da diese eine
mittlere Maßstabsebene bilden und zu-
gleich überschaubar bleiben. Zusätzlich
sind die Wiener Zählbezirke nicht nur sta-
tistische Raumeinheiten sondern zum gro-
ßen Teil mit historisch-topographischen
Stadtvierteln identisch (vgl. LICHTENBER-
GER 1990). Als abhängige Variable der
Regressionsanalysen dient der Landeszu-
schuß je Wohneinheit im Bestand des je-
weiligen Sanierungsträgers. Um die Be-
dingung der Normalverteilung zu erfül-
len, muß der dekadische Logarithmus der
Variablen verwendet werden. Daraus er-
gibt sich eine Einschränkung: Mit den
Regressionsmodellen können nur Aussa-
gen über die Einflußfaktoren auf die unter-
schiedliche Höhe der Fördermittel getrof-




Aus den vorangegangenen theoretischen
Überlegungen zum Sanierungs- und An-
tragsverhalten privater Eigentümer, den
gesetzlichen Grundlagen und den stadt-
entwicklungspolitischen Zielen in Wien
lassen sich Thesen über die Einflußfakto-
ren (unabhängige Variablen) der Förder-
mittelverteilung auf Ebene der Zählbezir-
ke ableiten. Allerdings können subjektive
Abb. 2: Sanierungsentscheidung privater Hauseigentümer
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Einflußfaktoren nicht in die Analyse ein-
fließen, weil sich diese im Rahmen der
gegebenen Möglichkeiten nicht sinnvoll
operationalisieren lassen. Wenig erforscht
ist bisher das Investitionsverhalten institu-
tioneller Gebäudeeigentümer2. Es ist je-
doch davon auszugehen, daß auch sie in
gewissem Maße den ökonomischen Ver-
wertungsbedingungen unterliegen. Des-
halb wird grundsätzlich das Wirken der
gleichen objektiven Einflußfaktoren an-
genommen, für die das Regressionsmo-
dell aber eine quantitativ andere Bedeu-
tung zeigen sollte.
Da die Inanspruchnahme einer Förde-
rung zusätzlichen Aufwand verursacht und
die Ertragsmöglichkeiten verringert, ist
davon auszugehen, daß hohe Kosten bzw.
fehlender finanzieller Nutzen sich positiv
auf die Antragswahrscheinlichkeit einer
Förderung auswirken. Damit sollten För-
dermittel gerade dorthin fließen, wo eine
ungeförderte Sanierung nicht rentabel
durchzuführen ist. Unter diesen Voraus-
setzungen lassen sich acht Thesen über die
Ursachen der räumlichen Verteilung der
Fördermittel in Wien aufstellen und ent-
sprechend der verfügbaren Daten opera-
tionalisieren (Tab. 2). Einen Zählbezirk
sollten um so mehr Fördermittel für die
Gebäudesanierung erreichen,
1. je größer der Anteil sanierungsbedürf-
tiger Gebäude in diesem Zählbezirk
ist3,
2. je höher der Anteil der Substandard-
wohnungen (ohne Bad oder WC im
Wohnungsverband) ist,
3. je größer der Anteil von Gebäuden
im Besitz mehrerer Eigentümer ist,
4. wenn der Zählbezirk ganz oder teil-
weise zu einem Stadterneuerungsge-
biet gehört,
5. je schlechter seine infrastrukturelle
Ausstattung ist,
6. je schlechter die Wohnumfeldquali-
tät, insbesondere das Angebot an
Grün- und Freiflächen ist,
7. je besser der ”sozioökonomische Sta-
tus” des Gebietes eingeschätzt wird4,
8. je größer/geringer der Anteil der aus-
ländischen Wohnbevölkerung in die-
sem Zählbezirk ist.
Die Anzahl der freistehenden Wohnungen
in einem Gebäude zum Zeitpunkt der Sa-
nierung, die entsprechend der theoreti-
schen Vorüberlegungen lagebedingte Er-
tragsmöglichkeiten begrenzt bzw. erwei-
tert, ist eine sehr schnell veränderliche
Größe. Aus diesem Grund konnte kein
geeigneter Indikator gefunden werden, um
den Wohnungsfreistand in die Regressi-
onsanalyse einfließen zu lassen. Die Fi-
nanzierungs- bzw. die Opportunitätsko-
sten sowie die Planungssicherheit bleiben
ebenfalls unberücksichtigt, da sie zwar
zeitlichen Veränderungen unterliegen, je-
doch innerhalb von Wien keine räumli-
chen Unterschiede aufweisen.
Das für alle Träger errechnete Gesamt-
modell besitzt mit 36 % einen relativ nied-
rigen Erklärungswert und zeigt nur für den
Anteil der vor 1945 errichteten Wohnun-
gen (0,49***) und die Miete (0,29**) ei-
nen signifikanten Einfluß. Dieses Ergeb-
nis läßt vermuten, daß die Sanierungsträ-
ger unterschiedliche Strategien verfolgen
und die trägerspezifischen Modelle eine
wesentlich genauere Anpassung zeigen.
Für die Gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen trifft dies nicht zu, da aufgrund
des geringen Förderungsvolumens und
stark divergenter Sanierungsinteressen der
einzelnen Unternehmen zwischen ”Lieb-
haberei” und klaren ökonomischen Strate-
gien kein konsistentes Regressionsmodell
entwickelt werden konnte. Deshalb be-
schränken sich die weiteren Ausführun-
gen auf die Sanierungsförderung im priva-
ten und kommunalen Gebäudebestand.
Sanierungsförderung im privaten
Gebäudebestand
Mit einem erklärten Varianzanteil von
50 % erzielt das Regressionsmodell für
private Sanierungsträger ein zufriedenstel-
lendes Ergebnis (Tab. 3). Ein höherer Er-
klärungswert ist aus mehreren Gründen
unwahrscheinlich: Erstens werden – wie
erwähnt – die subjektiven Einflüsse auf
die einzelne Sanierungs- und Antragsent-
scheidung nicht erfaßt. Doch gerade die
Wiener Verhältnisse mit einem hohen
Anteil von Gemeinschaftseigentümern
sowie kleinen Privateigentümern, die das
Abb. 3: Zielsystem der Sanierungsförderung in Wien
Quelle: Eigener Entwurf nach Magistrat der Stadt Wien 1985 u. 1994, WBSF 1992
2 vgl. kurze Ausführungen bei VON EINEM/WOLLMANN 1982,
FEILMAYR et al. 1983 und ROSEMANN 1982
3 Aufgrund mangelnder Daten über den Gebäudezu-
stand wird davon ausgegangen, daß bei städtischen
Wohngebäuden mit einem Alter über 50 Jahren Erneue-
rungsbedarf besteht. Für die Untersuchung privater Sa-
nierungsträger werden nur die vor 1919 errichteten Ge-
bäude berücksichtigt, da nur in Ausnahmefällen Sanie-
rungen jüngerer Gebäude gefördert wurden.
4 Der ”sozioökonomische Status” wird allgemein mit den
Indikatoren ausgeübter Beruf, Schulbildung und Mietni-
veau beschrieben. Da zwischen diesen Variablen Koli-
niearitäten bestehen, wurde nur die am stärksten korre-
lierte Variable in die Regressionsanalyse einbezogen.
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Gebäude zu Wohn- oder Betriebszwecken
nutzen, lassen starke subjektive Einflüsse
erwarten (vgl. KAUFMANN/HARTMANN
1984). Zweitens faßt die Datenbasis Ei-
gentümer mit sehr unterschiedlichen Ver-
wertungsinteressen zusammen: von zer-
strittenen Erbengemeinschaften bis zu
kommerziellen Wohnungsunternehmen,
die sich auf die Sanierung von gründer-
zeitlichen Miethäusern spezialisiert haben.
Insgesamt vier Variablen beeinflussen
signifikant die Verteilung der Fördermit-
tel für private Träger. Den mit Abstand
größten standardisierten partiellen Regres-
sionskoeffizienten (BETA) hat mit 0,9***
der Anteil vorgründer- und gründerzeitli-
cher Wohnungen. Somit flossen die För-
dermittel verstärkt in jene Gebiete mit der
ältesten Bausubstanz. Als signifikant in
allen Modellvarianten erweisen sich auch
die negativen Einflüsse der Arbeitsstätten
im Einzelhandel und des öffentlichen Nah-
verkehrs. In Zählbezirken mit Lagenacht-
eilen und entsprechend schlechteren Ver-
marktungschancen werden überdurch-
schnittlich viele Fördermittel in Anspruch
genommen. Daraus ist zu schließen, daß
die Sanierungsförderung im privaten Ge-
bäudebestand kompensatorisch zur frei
finanzierten Erneuerungstätigkeit erfolgt.
Interessant erscheint, daß Nachteile der
Wohnlage durch Defizite in der infrastruk-
turellen Ausstattung verursacht werden.
Möglicherweise werden Mängel im An-
gebot an Grün- und Erholungsflächen
durch eine gute Anbindung an das U-
Bahn-Netz ausgeglichen. Innerhalb weni-
ger Minuten ist das wichtigste Wiener
Freizeit- und Erholungszentrum – die
Donauinsel – mit der U-Bahn erreichbar.
Wider Erwarten zeigt das Modell einen
signifikant positiven Einfluß für den An-
teil der Gebäude im Gemeinschaftseigen-
tum. Vermutet wurde, daß sich diese Va-
riable aufgrund der hohen Transaktions-
kosten auf jegliche Sanierungstätigkeit
negativ auswirkt. Die plausibelste Inter-
pretation des positiven Zusammenhanges
baut darauf auf, daß der Eigentümer bei
einer Förderung kein Eigenkapital inve-
stieren muß und sich die Sanierungsrisi-
ken minimieren. Auf dieser Grundlage ist
die Zustimmung mehrerer Eigentümer zu
einer Sanierung wahrscheinlich, wenn
mindestens einer der Eigentümer bereit
ist, die organisatorische Abwicklung der
Sanierung aktiv zu betreuen.
Für den Anteil der ausländischen Wohn-
bevölkerung wäre sowohl ein positiver als
auch ein negativer Einfluß auf die Vertei-
lung der Fördermittel denkbar: Einerseits
sollten Wohngebiete mit hohem Auslän-
deranteil aufgrund geringer Attraktivität
überdurchschnittlich von der Förderung
profitieren. Andererseits kann vermuten
werden, daß in Gebieten mit hohem Aus-
länderanteil gute Ertragsmöglichkeiten in
unsanierten Häusern bestehen und dadurch
weniger Anträge auf Sanierungsförderung
gestellt werden. Der fehlende Einfluß des
Ausländeranteils im Regressionsmodell
sollte nicht so interpretiert werden, daß es
in Wien weder spekulative Tendenzen noch
Vermietungsprobleme für teure Wohnun-
gen bei hohem Ausländeranteil gibt. Zahl-
reiche Beispiele für die Existenz dieser
Phänomene auf dem Wohnungsmarkt sind
in den Wiener Massenmedien zu finden.
Vielmehr scheint es sich hier um Probleme
zu handeln, die auf Ebene der Gebäude
oder Baublöcke relevant sind, sich aber
nicht in ganzen Zählbezirken durchsetzen
oder sich gegenseitig aufheben.
Nahezu zwingend wurde aufgrund von
stadtentwicklungspolitischen Interessen
ein positiver Einfluß der Stadterneuerungs-
gebiete auf die Verteilung der Fördermit-
tel für private Sanierungsträger erwartet.
Die Tatsache, daß die Zugehörigkeit zu
einem Stadterneuerungsgebiet keinen Ein-
fluß innerhalb des Regressionsmodells
zeigt, wirft mehrere Probleme auf:
• Schon LICHTENBERGER (1990) kritisier-
te, daß die Stadterneuerungsgebiete nur
teilweise die am stärksten vom Verfall
betroffenen Gebiete umfassen.
Variable gesamt privat Gemeinde Wien
abhängige Variable: Landeszuschuß je Landeszuschuß je  Landeszuschuß je 
Wohneinheit* Wohneinheit im Wohneinheit im 
(LZGES) privaten Bestand* kommunalen 
(LZPRI) Bestand* (LZGEM)
unabhängige Variable:
1. Gebäudealter Anteil vor 1945 er- Anteil vor 1919 er- Anteil vor 1945 er-
richteter Wohnun- richteter Wohnun- richteter Wohnun-
gen 1991 gen am privaten Be- gen am kommu-
(ZKZGES) stand 1991 (GZPRI) nalen Bestand 
1991 (ZKZGEM)
2. Substandard Anteil der Substandardwohnungen 1981* (SUB81)
3. Transaktionskosten Anteil der Woh- Anteil der Wohnun-
nungen im Ge- gen im Gemein-
meinschaftseigen- schaftseigentum am 
tum 1991 (EIG) privaten Bestand 
1991 (EIGPRI)
4. Informationskosten Zählbezirk gehört ganz oder teilweise zu einem 
Stadterneuerungsgebiet (SEG) 
5. Infrastruktur Zählbezirk überwiegend im 400m-Einzugsbereich einer 
U- bzw. S-Bahn-Station (UBAHN)
Arbeitsstätten im Einzelhandel je 1.000 Einwohner 1991* 
(EHANDEL)
6. Wohnumfeld Ausstattung mit Grün- und Erholungsflächen nach 
Steinbach/Feilmayr (1983) (GRUEN) 
7. Status durchschnittliches Mietniveau 1991 (MIETE)
8. Ausländer Anteil ausländischer Wohnbevölkerung 1991 (AUSL)
Tab. 3: Regressionsmodell für die
Sanierungsförderung im privaten
Gebäudebestand
Quelle: Magistrat der Stadt Wien 1990; ÖSTAT 1981 u.
1991; STEINBACH u. FEILMAYR 1983; WBSF-Datei 1996;
eigene Berechnungen
unab- Variante
hängige 1 4 6
Variable: BETA BETA BETA
GZPRI 0,90 *** 0,90 *** 0,87 ***
EHANDEL -0,22 ** -0,22 ** -0,23 ***
EIGPRI 0,16 ** 0,16 ** 0,16 **






adj. r² 0,50 0,50 0,50
F-Wert 22,50 *** 33,90 *** 49,70 ***
* dekadischer Logarithmus
Tab. 2: Ausgangsvariablen den Regressionsrechnungen
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• Eigene Erhebungen in einigen Stadt-
erneuerungsgebieten, beispielsweise
dem Karmeliterviertel, lassen vermu-
ten, daß die verfallene Bausubstanz
verstärkt abgerissen wird. Die dort
Anfang der neunziger Jahre errichte-
ten kommunalen Wohnhausanlagen
zeugen von einer besonderen Aktivi-
tät der Gemeinde Wien in dieser Rich-
tung.
• Die koordinierte Verbesserung des
Wohnumfeldes besitzt in Stadterneue-
rungsgebieten eine besondere Bedeu-
tung. Es muß jedoch die Frage nach
dem Sinn dieser Maßnahmen aufge-
worfen werden, wenn die Sanierung
der Bausubstanz dahinter zurückbleibt.
• Alle Wiener Stadterneuerungsgebiete
verfügen über Gebietsbetreuungen, die
Anwohner und Betriebe beraten sol-
len. Die Arbeit dieser Gebietsbetreu-
ungen ist ernsthaft zu hinterfragen,
wenn es ihnen nicht gelingt, durch ge-
zielte Information und Beratung ver-
mehrt private Förderungsanträge zu
induzieren.
Insgesamt erweist es sich als Problem, daß
die Förderung von Wohnumfeldverbesse-
rungen und Gebäudesanierungen organi-
satorisch nicht miteinander gekoppelt sind.
Während der Stadtbezirk für die Finanzie-
rung der Wohnumfeldmaßnahmen zustän-
dig ist, erfolgt die Sanierungsförderung
als Aufgabe des Landes unabhängig da-
von über den WBSF.
Bei dem Regressionsmodell für private
Sanierungsträger lohnt es sich, die räumli-
che Verteilung der Residuen genauer zu
betrachten (Abb. 4). Die meisten Zählbe-
zirke mit besonders hohen bzw. niedrigen
Residuen liegen außerhalb des gründer-
zeitlichen Stadtgebietes, insbesondere jen-
seits der Donau. Die stark negativen Resi-
duen liegen fast ausschließlich im Süd-
osten, die stark positiven Residuen
überwiegend im Nordwesten. Dieses Er-
gebnis bestätigt die Zweiteilung Wiens,
wie sie im Stadtmodell von LICHTENBER-
GER (1990) dargestellt wird. Es weist auf
räumliche Einflüsse hin, die nicht im Re-
gressionsmodell erfaßt wurden und sich
auch nicht mit Kosten- oder Nutzenargu-
menten einer Sanierung erklären lassen.
Einen Erklärungsansatz bietet die An-
nahme, daß durch gefördert sanierte Ge-
bäude eine beispielhafte und informative
Wirkung auf andere Hauseigentümer in
der Umgebung ausgelöst wird. So könnte
die unterdurchschnittliche Förderung auf
die isolierte Lage des älteren Baubestan-
des in den Arbeiterwohnvierteln des süd-
lichen Wiens und jenseits der Donau zu-
rückgeführt werden. In den alten Dorfker-
nen an Rand des Wienerwaldes, wo meist
kleinere Mietshäuser stehen und sich die
Hauseigentümer relativ gut kennen, haben
sich die Informationen über die geförderte




Die Sanierungsförderung für kommunale
Wohnhausanlagen sollte sich vorrangig
an Kriterien des Erneuerungsbedarfes ori-
entieren, da die subjektiven Einflußfakto-
ren privater Hauseigentümer sowie deren
wirtschaftliche Interessen im kommuna-
len Bereich keine Bedeutung besitzen. Der
zu erwartende hohe Erklärungswert von
Gebäudealter und Anteil der Substandard-
wohnungen wird im Regressionsmodell
für die geförderten Sanierungen der Ge-
meinde Wien jedoch nicht erreicht (Tab. 4).
Der Anteil vor 1945 errichteter Wohnun-
gen zeigt zwar einen signifikanten Einfluß
auf die kommunalen Sanierungen, er ist
aber bedeutend geringer als bei den priva-
ten Eigentümern. Das BETA für den Sub-
standardanteil ist relativ hoch, aber nicht
signifikant.
Als zweite Variable weist der Auslän-
deranteil in den meisten Modellvarianten
einen signifikanten Regressionskoeffizi-
enten auf. Hier handelt es sich jedoch nur
um einen scheinbar ursächlichen Zusam-
menhang, da Ausländer offiziell vom kom-
munalen Wohnungsbestand in Wien aus-
Abb. 4: Residuen des Regressionsmodells für die Sanierungsförderung im privaten
Gebäudebestand in Wien 1984-1995
Quelle: eigene Berechnungen
unab- Variante
hängige 1 4 8
Variable: BETA BETA BETA 
ZKZGEM 0,36 *** 0,36 *** 0,42 ***







adj. r² 0,18 0,19 0,17
F-Wert 4,10 *** 6,60 *** 24,60 ***
Tab. 4: Regressionsmodell für die
Sanierungsförderung im kommunalen
Gebäudebestand
Quelle: Magistrat der Stadt Wien 1990; ÖSTAT 1981 u.
1991; STEINBACH u. FEILMAYR 1983; WBSF-Datei 1996;
eigene Berechnungen
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geschlossen sind. In Zählbezirken mit gro-
ßen kommunalen Sanierungsprojekten
befindet sich auch ein vergleichsweise
hoher Bestand an Gemeindewohnungen.
Deshalb bleibt der Ausländeranteil in die-
sen Gebieten gering. Zählbezirke mit ei-
nem geringen Sanierungsvolumen der
Gemeinde Wien weisen dagegen im allge-
meinen einen höheren privaten Wohnungs-
bestand und damit auch einen höheren
Ausländeranteil auf.
Alle anderen Variablen, insbesondere
die lagebedingten Anreizfaktoren, zeigen
keinen signifikanten Einfluß. Entsprechend
ist der durch das Modell erklärte Varianz-
anteil mit 19 % äußerst gering. Die Ursa-
chen der Fördermittelverteilung im kom-
munalen Wohnungsbestand können mit
der Regressionsanalyse nicht aufgedeckt
werden. Es müssen außerhalb weitere Ein-
flußfaktoren existieren, die eine größere
Bedeutung als das Gebäudealter und der
Anteil der Substandardwohnungen besit-
zen. Folgende Hintergründe der kommu-
nalen Sanierungstätigkeit ergaben sich aus
Expertengesprächen im Magistrat der Stadt
Wien:
• Über Instandhaltungsmaßnahmen hin-
aus gehende Sanierungen werden
grundsätzlich mit Fördermitteln durch-
geführt.
• Schwere Gebäudeschäden können ein
Grund für die Sanierung sein. Die Prio-
rität liegt jedoch bei der Sanierung gro-
ßer Wohnhausanlagen bzw. der ge-
meinsamen Sanierung mehrerer Gebäu-
de.
• Welche Gebäude saniert und welche
Maßnahmen dabei durchgeführt wer-
den ist in erster Linie eine politische
Entscheidung. Der politische Anstoß
für die Durchführung des jeweiligen
Projektes kommt von den Bezirksvor-
stehern.
• Eine direkte Einbindung der kommu-
nalen Sanierungen in räumliche stadt-
entwicklungspolitische Ziele scheint
nicht gegeben. So erfolgt derzeit bei-
spielsweise keine verstärkte Lenkung
der Sanierungstätigkeit in ein von der
EU gefördertes Erneuerungsprojekt
entlang des Gürtels.
Diese Ergebnisse werden durch eigene
Geländebefunde bestätigt. So findet man
in der Nähe des Gürtels kleinere kommu-
nale Wohnhöfe aus der Zwischenkriegs-
zeit mit deutlichen sichtbaren Schäden,
für die bisher kein Sanierungsantrag be-
steht. Dagegen wurden große Siedlungen
aus den fünfziger Jahren am Rande des
dichtbebauten Stadtgebietes einer Sockel-
sanierung unterzogen, beispielsweise die
Per-Albin-Hansson-Siedlung West und
”Am Schöpfwerk”.
Stadterneuerung im Wien der neunzi-
ger Jahre
Die Rahmenbedingungen der Wiener
Stadtentwicklung haben sich in den letz-
ten Jahren – nicht zuletzt durch den Fall
des ”Eisernen Vorhangs” – grundlegend
geändert. Wien wächst wieder, seit 1989
sogar um jährlich rund 20.000 Menschen.
Der Ausländeranteil stieg gleichzeitig von
8,4 % (1987) auf 17,9 % (1993). Diesen
Entwicklungen trägt auch der neue Stadt-
entwicklungsplan für Wien (Magistrat der
Stadt Wien 1994) Rechnung. Der Neubau
von jährlich 10.000 Wohnungen unter
Nutzung der Baulandreserven im dichtbe-
bauten Stadtgebiet gehört zu den zentralen
Zielen der Stadtentwicklung. Doch auch
in Zukunft soll die Subvention von Gebäu-
desanierungen als politisch motivierte
Anti-Segregations-Strategie der Liberali-
sierung des Wiener Wohnungsmarktes
entgegengesetzt werden. Die ”Weiter-
führung der Wohnhaussanierung mit ver-
mehrter Konzentration auf Sockelsanie-
rung und auf die Gründerzeitviertel mit
schlechter Wohnungsqualität” (ebd.,
S. 112) wird angestrebt.
Noch können jährlich Fördermittel in
Höhe von 300 Mio. DM für Gebäudesa-
nierungen in Wien zugesichert werden.
Doch angesichts knapper werdender öf-
fentlicher Gelder und der zunehmenden
politischen Unzufriedenheit scheint ein
effektiverer Einsatz der Fördermittel un-
umgänglich. Dazu gehört, daß sich die
Sanierungsförderung auf die erneuerungs-
bedürftigsten Stadtviertel, nämlich grün-
derzeitlich geprägte Gebiete mit überwie-
gend privatem Gebäudebestand und
schlechter Milieu- und Standortqualität,
konzentriert. An der starken Förderung in
Gebieten mit geringer frei finanzierter
Sanierungstätigkeit ohne Anbindung an
das U-Bahn-Netz sollte dabei festgehalten
werden.
Dringender Handlungsbedarf im Sinne
einer umfassenden Stadterneuerung be-
steht bei der organisatorischen Kopplung
von Wohnumfeldverbesserung und Sanie-
rungsförderung. Das Konzept der ”Block-
sanierung”, das seit 1993 in Wien erprobt
wird, stellt dabei einen Schritt in die rich-
tige Richtung dar. Doch auch die Gemein-
de Wien muß durch die gezielte Sanierung
kommunaler Gebäude die stadterneue-
rungspolitischen Ziele und Projekte stär-
ker als bisher unterstützen. Die Wiener
Kommunalwahlen im Oktober 1996 ha-
ben gezeigt, daß Großprojekte unter dem
Gesichtspunkt der ”Wahlarithmetik” we-
der für die Stadtentwicklung noch für die
Regierung die gewünschten Ergebnisse
bringen.
Bei einer Verbesserung der Förderungs-
instrumente sind auch die verteilungspoli-
tischen Effekte der Sanierungsförderung
und ihr Einfluß auf den Wohnungsmarkt
zu berücksichtigen. Die Umverteilung
zugunsten der sozial Schwachen im Rah-
men der ”sanften Stadterneuerung” ”funk-
tioniert” bisher nur für die Altmieter ge-
fördert sanierter Gebäude. Wohnungssu-
chende stehen einem immer knapper
werdenden Angebot auf dem untersten
Segment des privaten Mietwohnungsmark-
tes gegenüber (vgl. KNÖTIG 1993). Beglei-
tend zur Sanierungsförderung muß des-
halb der Zugang zum kommunalen Woh-
nungsbestand für alle sozial schwachen
Nachfrager ermöglicht werden. Nur wenn
Stadterneuerungspolitik und städtische
Wohnungspolitik gemeinsam und unter
Berücksichtigung der spezifischen Ent-
wicklungen des Wohnungsmarktes umge-
setzt werden, lassen sich unerwünschte
sozial- und verteilungspolitische Effekte
weitgehend verhindern.
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Leipzig und sein Umland verändern sich von Tag zu Tag – im
Positiven wie im Negativen. Es wird geplant, verworfen, gebaut,
spekuliert und abgerissen, saniert und umgezogen. Der neue
Stadtführer vom Institut für Länderkunde befaßt sich mit diesen
Veränderungen des Stadtbildes und bietet damit einen ganz
besonderen Zugang zum modernen Leipzig.
Der interessierte Stadtbesucher wird auf zehn detailliert beschrie-
benen Wegen zu Fuß oder mit dem Fahrrad durch die Innenstadt
und durch einzelne Stadtviertel geleitet. Drei Fahrtrouten führen
durch das westliche, südliche und nördliche Umland. Jede Route
hat ihr eigenes Schwerpunktthema. Mit Texten, Abbildungen und
Fotomaterial werden ausführliche Hintergrundinformationen zur
Bau- und Stadtentwicklung gegeben. An markanten Beispielen
wird aufgezeigt, wie Messe, Industrialisierung und sozialistischer
Städtebau die Stadt geprägt haben und in welcher Weise sie sich
seit 1990 verändert. Ein ungewöhnlicher Stadtführer, der eine
spannende Lektüre und einen interessanten Leitfaden für jeden
bietet, der sich fundiert über Hintergründe, Werdegang und
Entwicklungstrends der Stadt Leipzig informieren will.
Neuerscheinung im Institut für Länderkunde
